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Auszuo AUS DEM ROTOKOLL
DES

REGIERuNGsRATEs DES KANTONS SOL0THuRN
VOM

~ Nr~l902. 1. MAI 1931.
. .•~ .

1 Im Auftrage der Fräulein Rosine Hausberger, Zentral

•~strasse, in Grenchen, erhebt Herr Feirsprech Dr. P. Reinert, in

~o1othurn, Rekurs gegen den Beschluss der Einwohnergerneinde Gren

~chen vom 6. Februar 1931, wonach die Beschwerde der Rekurrentin

vorn 27. Dezember 1930 gegen die Genehmigung des unterm 18. ~k

tober 19~0 ~ffent1ich aufgelegten speziellen Baulinienpianes ab—

-~gewtesen worden ist. Der Vertreter der Bekurrentin stellt folgen—

• de ~e~ehren:

1. Der Beschluss der Einwohnergemeinde Grenchen vom 6.Februar 1931

bezLiglich der Genehmigung des speziellen Bau1inienp1arie~ an der

Zentralstraese sei aufzuheben.

2. Der unterm 18. Oktober 1930 aufgelegte spezielle Bebauungsplan

~ei als nichtig ~u erklären, eventuell nur unter den nachfo].

senden Bedingungen zu genehmigen;

a. ~Da, wo unter dem bisherigen offenen Bausystem bereits Bauten

erstellt worden sind, darfen Neubauten nur in einem seitlichen

~bstande von 4 m von der Grenze aufgc-~Uhrt werden, ausser der

EtgentLtmer des Nachbarhauses erteile die Einwilligung an oder

auf die Grenze zu bauen, oder

b. ~as~ die Gemeinde der Einsprecherin allen Schaden zu ersetzen

habe, der diesel dadurch erwachse, dass der ~igentamer des

~4aich anstossenden Grundstackes Grundbheh Grenchen Nr.244~

infolge Einftihrung der geschlos~ene~ Bauweise bis an die Grenze

9aueaa ~(irfe.

Diese Begehren werden folgendermassen begr(indet: Unterm
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Planauflage mit Einsprachefrist bis 20. November 193fl im Grenchner

Tagblatt publiziert worden. Gegen diese Planauflage habe die Re

kurrentiri Einsprache erhoben und ebenso gegen den spätem Be

schluss des Gemeinderates vom 27. Dezember 1930. Damit sei die

Angelegenheit vor die Gemeindeversammlung gezogen worden. Unterm

6. Februar 1931 habe letztere die Eins.prache abgewiesen. Gegen

diesen Gemeindc‘beschluss richte sich der vorliegende Rekurs.

Die Einsprecherin sei Eigentümerin des Grundstückes G.B.

Nr. 2441 mit Gebäude Nr. 12, welches aus drei ‘J~eilen bestehe,

mälTilich dem Vorderbau, der an die Zentralstrasse anstosse, dem

Zwischenbau und dem Hinterhause. Im Vorderhause befänden sich

die I~adenlok~‘litäten und die Wohnräume, Vier Fenster des Vor

derhauses befänden sich auf der Südseite und z ei Fenster seien

gegen Osten gereichtet. Der Zwischenbeu habe ~ Fenster gegen

Süden und zwei grosse Magezinttiren. Das Magazin empfangs das

Licht nur durch diese beiden gegen Süden gerichteten Püren. Das

Hinterhaus besitze 12 Fenster gegen Süden sowie drei Türen.

Im Jrhre 1879 habe die heutige Gebäulichkeit noch nicht

bestanden. Dagegen das Wohnhaus Nr. 333 mit Scheune Nr. 33~ a.

Am 4. Juni 1~O2 seien diese Gebäude durch Brand zerstört worden.

Nach dem Brandunglück habe der ?echtsvorgänger der Pekurrentin,

Herr Fäh, das Wohnhaus und Magazin Nr. 392 erstellen lassen; es

gehe dies aus der amtlichen Schatzung hervor, Zur Zeit, als das

Gebäude Nr. 392, seit 1920 Nr. 12,erbaut wurde, sei noch das

Baureglement vom 2. August 109‘) massgebend gewesen, und es habe

sich der Vorgänger der Rekurrentin an dieses Reglement halten

müssen. Dadurch wäre er gezwungen gewesen, mit der Südfront seiner

Gebäulichkejten 3-4 m von der südlichen Nachbargrenze zurückzu

bleiben. Demzufolge sei das ganze Gebäude mit seinen Fenstern

nach Süden orientiert. Dafür, dass Herr Fäh an die nördliche Grund

stückgrenze heranbauen durfte, habe er sich mit dem Nachbar ver

ständigen und diesen entschädigen müssen.
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Dia südlich angrenzende Liegenschaft Nr. 2440 sei bis vor

kurzem mit einem ca. 10 Meter von der Grenze abstehenden Fabrik-

gebäude überbaut gewesen, welches bereits bestanden habe, als

Herr Fäh sein heutiges Gebäude Nr. 12 errichtet habe. Eigentüm

arm ~5j die Solothurner Kantonalbank, die nach bereite erfolgter

Niedarreissung des ~abrikgebäudes auf dem Terrain eine Eank

Filiale errichten wolle.

Der aufgelegte spezielle Bebauungsplan bezwecke au~sehliese

lich die Einführung der geschlossenen Bauweise im fraglichen

Gebiete. Daran habe aber niemand anders ein Interesse sie einzig

und. allein die ~olothurner Kantonalbank; alle andern Grund~tticke

seien tiberbaut. Ee werde daher bestritten, dass tdend ein öffent

liches Interesse zur Einftihriin~ der geschlossenen Bauweise vor

lje~e; die Gemeindebehör~e habe diesep speziellen Bebauungsplan

nur auf Betreiben der Kantonalbank in deren au~schlieeslichem

Interesse aufgelegt.

Die Liegenscheft der Rekurrentin werde schwer geschädigt,

wenn die ~oløth~urner Kantonalbazik näher oder sogar an die Grenze

bauen k~5nne. Warde eine hohe Brandmauer auf die Grenze g~stel1t,

so wäre die~en~itzung des Hauses in Frage gestellt. Die Rekurran

ti~i würde dadurch gezwungen, ihre Gebäude ur~ubauen und der ge

schlossenen Bauweise anzupassen, was für sie eine kostspieliege

Sache ware.

Gegenüber dem Gemeindebeschluss werde in erster Linie

geltend gemacht, dass dieser nicht ~uf ges~t~iiche Weise zustande

gekommen sei.Gemäss Gemeindegsetz müsse zu einer oidentlichen

Gemeindeversammlung mindestens acht Tage vorher eingeladen werden.

• Yerner müssten die Verhandlungsgegenst~nde nebst den Anträgen und

Vorschlägen von dieser Zeit an öffentlich aufgelegt werden.Keine

dieser beiden Voraussetzungen sei hierorts erfüllt worden. Die

Rekurmentin habe als Frauensperson ihre i~echte an der Gemeinde-

versammlung nicht wahren können; sie habe nichteinmal gewusst,

.
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d?ss ihre Rekursangelegenheit zur Behand1ungkc~i. Wäre ihr ge

boten worden und h~.tte man den Antrag de~ Gemeinderates ~ifferit

lioh aufgelegt. so w~.ro ~er ~eschluee jedcnfal].s nicht im v~r

liegenden sinne aus~efa2.len.

Die Gemeinde d{ivfe die gesohioesene Bauweise beim Fehlen

jegliohnn Inte~‘eßsee im 5inne des allgemeinen Viohlee (~rt.1~

ZGB) nicht einftiliren, Deute der I~e~ierungerat der ~neioht sein,

ee etoho der Gemeinde echleohthi~ dü~ I~eoht zu, die geeohio~eox1e

Bouwe&oe ein~uftihren, eo m(~ese auf jeden Fall dar~if 1~tio1~e~oht

genommen werden, d~ o nicht wohlorworbene ~leohto Drittør 0~-

durch yer1et~t wtirderi, Die Relurrentia habe im vorliegenden

Falle unzweifelhaft duroh ihren Rechtsvorg&nger des Rocht er.

wor~en, ihr Haue im Rahmen ~Ur bisher geltenden ~auvorschrif.«

tezi SO ~tehcn zU lflßßOfl, wie es ist. Zudem ~be ~e d~s Recht

zu beanepruchen, ass ihr südfloher Naohb~ir zu allen •eiten

nicht u~hsr an die Grenze herenbauen dtirfe, ‚ila djo~ ~~ich d~

bisherigen Bestimmungen nWglich gewesen sej..~ WL~z‘e der ~ohte‘~

vorganger seiner Zeit nicht an die bisherigen Grenzabstände ge

bunden gewesen, so hatte man seinerzeit das Raus Nr.12 jeden

falls ganz anders gebaut. Die Einführung der geschlossenen

Bauweise bedeute unter den hwaltenden Umständen eine durch

kein öffentliches Interesse g~rechtfertigte Einschränkung

der garantierten Eigentumsrechte der Rekurrentin und eine

auf reiner Willkür beruhende Bevorzugung der Solotburner

Kantonalbank.

Weder das kantonale Baugesetz noch das Bauregloment

der Binwohnergemeinde Grenchen enthielten irgondwelcho Vor.

schriften darüber, wie es zu halten sei, wenn in teilweise

Uberbautem Gebiete die gcsohloesefle Bauweisa eingeführt werd6t~

SQlle. Es sei deshalb nach Gewohnheitsrecht, oder wo solches

~fehle, ~aach bewährter Lehre und Ueberlieferung zu verfahren.

Als Gewohnheitsrecht dürfe sicherlich ars vom R~gierungsrete

genehmigte Baureglement der Stadt ~olothurn her~rigezogen werden.

Die Stadt Solothurn, sei der älteste ~rt im F.anton, ~die ge

schlossene &uweise existiere, Das doherige Baureglement enthalte

in Art. 72 eine gesetzliche Bestimmung aber ~ie geschlossene

Bauweise. Es werde bestimmt, d~~s “wo unter dem frühern Bvuregle—

ment, d.h. seit dem Joh-e l895~offene Bebauung vorgeschrieben war

und nach dieser Vorschrift (4 m (renzabstand) bereits Bauten er

stellt worden sind, dürfen Naubauten nur in einem seitlichen Ab

stande von vier Metern von der Grenze aufgeführt werden, ausser

es erteile der Eigentümer des Nachbarhauses die Einwilligung, den

~au näher an, oder auf die Grenze selbst zu stelle&‘. In gleicher

Weise, wie dies die Stadt ~olothurn in ihrem Reglement bestimmt

habe, sei es bis anhin in Grenchen auch gehalten worden, so z.B.

im Gebiete an der Zentra].strasse Sollte der Regierun.~srat im vor

liegenden Falle die geschlossene Bai~weise bewilligen, so dürfe er

dies nur tun unter dem ausdrücklichen Vorbehalte •biger, aus dem

Baureglement 4er ~ edt Soloth;Lrn enbnommenen einschränkenden Be

stimmungen.par den Fall, dass auch diesem Begehren nicht entsprochen

werden könnte müsse die Einf(ihrung der geschlossenen Bauweise an

die Bedingung g9knüpft werden, dass die Solothurner ~anto‘nalbank

der Rekurrentin sämtliche Inkonvenienzen zu entschädigen habe ‚we~che

dadurch entstehen dürften, dass sie nL~ier als vier .~Ieter oder so~

gar auf die Grezize selbst bauen könnte.

II. In ihrer Vern~hminasung an den Regierungsrat stellt die

Einwohnergemeinde Grenchen die Begehren.

1. Der Rekurs sei in vollem Umfange abzuweisen.

2. Der Regierungs~t möge euch sämtliche EntschadJgungsforderunge~

gegenüber der Gemeinde wie d~s Grundeigentamers abweisen.

3. Deüi speziellen Bebeuungsplane für die Zentreletresge se~ vom

Regieru~jg5r~~6 die Genehmigung zu erteilen.

Sie m~cj~ geltend gem~ss kantonalem Baugesetz h&tte die

Gemeinde d~5 Recht, Baureglemente und Bebauungspläne aufzustellen
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Das Gcbiet der offenen oder gesch1o~s~n~n Bauweise k~inne im

Baureglemente umschr~.eben oder im Bebauungsplane festgelegt

werden.Grenchen habe wiederholt durch Auflegen von speziellen

Beb~uungspläflefl die geschlossene Bebauung für gewisse Gebiete

im Zentrum der Ortsch~ft festgelegt (Bielstrasse, Kirchstrasse,

3olothurnerstrcsso, BettlachstrEtese etc.). Es bestehe keine

Vorschrift, dass bei bereits vorhandenen GebLuden ein gewisser

~bstand zu wahren sei. Der Regierungsrat habe bereits im Falle

Kummer-Güggi gegen Eduard Ris mit Beschluss vom 1. Mai 1925

Nr. 1792 gegenteilig entschi den, das heisse, Ris habe auf die

gemeinsame Grenze bauen dürfen in einer Entfernung von ca. 2 m

von den Fenstern der Westseite des Gebäudes zum ~‘chsen in Gren

chen. Die Behauptung der Rekurrentin, es sei die geschlossene

Bauweise einzig nur zu Gunsten der Solothurner ICantonpibank

beschlossen worden, stimme nicht. Herr fltto Merz, Besitzer der

Liegensohaft Gr.B. Nr. 2439 habe die Einführung de~ geschlosse

nen Bauweise ebenfalls verlangt, leider sei er nun k~rzlich ge

storben. Zudem sei zu erwähnen, dass im fraglichen Abschnitte

bereits 2/3 geschlossen Ciberbaut sei. Die Geb~ude der Rekurren

tin seien auf der Nordseite auf eine abnormale Tiefe von 33 m

direkt auf die nördliche Grenze gestellt und hätten da~e1b~t

unhygienische Verhaltnisse gaschaffen.

3eeintr~Ohtigt könnte auf alle F&~ile nur das WohnhaUs

mit vier Fenstern werden; hievon seien je ein Zimmerfenster im

ersten Stock und Dachsto~k; diese Zimmer hätten aber auch Fenster

gegen Westen. Die beiden andern Fenster seien im TroppenhaUse. wo

ein Nachteil überhaupt nicht in Frcge komme. Bezüglich der Be

einträchtigung des Rinterhauses sei festzustellen, dass dieses

mehr als sechs Meter von dem projektierten Neubau entfernt

und hier sogar der Abstand für offene Beb~iuung gewahrt sei.

Von der Gemeinde könne keine Entschädigung für die Ein

führung der geschlossenen Bauweise gefordert werden. Es werde

diesbezüglich verwiesen auf “Drs BauPOlizeirecht in der Schweiz??

von Müller und Fehr, Absatz III das Verhältnis der baupolizei

lichen Besohxämkungen zur Eigentumsgarantje, Seite 26 und fol

gen~ ~BezCigi:ch der Entschädigung könne sich die Pekurrentin auch

hicht an deti Liegenschaftenbesitze~ halten; sofern sich die Solo

thurner Kantonalbank an die Vorschriften des Baureglementes und

des Bebauungspian~ halte, könne ihr keine Entsch~digungspf1jcht

aufgebürde1 werden,

Der Gemeindebeschluss sei auf gesetzliche Weise zustande

gekommen. Die Gemeindeversarnmlung vom 6. Februar 1931 sei im

“Leberberg-Anzeiger“ vom 22. Januar 1931 mit Angabe der Traktanden

publiziert worden.

III. Als Mitinteressentin l&sst sioh euch die Solothurner

Kantonalbank hören, und zwar wie folgt: Die Behauptung, das Bau-

reglement von Grenchen vom 2. August 1890 habe den Bauherrn ver

pflichtet, von der Grenze einen Abstand von 3—4 Metern einzuhalten,

sei unric~htig. Das damalige Baureglejnent habe gar keine derartige

Bestimmung enthalten. Hingegen habe ~ ch dem kantonalen Zivil-

gesetzbuch vom 26. ~ebruar 1891 jeder Eigentümer eines Grund

stückes das :E~ch1; gehabt, an die äusserste Grenze desselben zu

bauen; bloss habe weder ein Vorsprung des Gebäudes auf das Eigen

tum des Nachba:n hinftberragen, noch ~rom Dache das Regenwasser auf

dasselbe fallen dürfen Der betreffende ~‘ 385 habe einenVor

behalt zu Gunsten der Baureglemente enthalten, der hier aber nicht

in Frage komn~e, weil das Grenchner Baureglement eine~ander~eitige

Regelung nicht kannte. Herr ~‘äh sei deshalb nicht darauf angewiesen

gewesen, sein Haus nach Süden zu orientieren, da er es an di~

Grenze habe stellen können. Die Behauptung, Herr Fäh habe seinen

nördlichen Nachbar entschädigen müssen, damit er an die Grenze

habe bauen können, stimme demgem&Lss offenbar euch nicht; der

jetzige Eigentürn~r der nördlichen Nachb€rliegensehaft der Re

kurrentin, Herr Gubier-Luterbacher der Sc~iwiegsrsohn des ‘~ama1igen

Eiger~t(jmers,~~~ erkJärt, sein Schwiegervater habe seinerzeit

mit Herrn F~h al1~rdings lange unterhandelt aber nicht wegen der
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1 des Gesetzes betreffend das Bauwesen ermächtige die Ge

meinden, das Bauplanverfahren einzufahren und zwar nicht nur far das

ganze Gemeindegebiet, sondern auch f~ir einzelne, besonders um

schrieb~ne Teile desselben. ~ 7 Ziff. 9 sehe vor, dElss in das Bau

reglement Vorschriften botreffend die spezielle Bauordnung aufge

nommen werden, ~ 10 Ziff. 2, dass der spezielle Bebauungs~1en die

B.aulirfie i~nter Angaba der vorgeschriebenen Bauart (offene oder ge
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sch1os~ene) enthalte. Da~ Baugesetz sehe also die Umwandlung einer

bestehenden offenen Bauart in die geschlossene vor. Das gegen

wärtig in Kraft stehende Grenohner Baureglernent nehme 3usdr[icklich

auf diese Vorschriften Bezug (Art. 16) und regie die geschlossene

Bauart eingehend (Art. 30, 37 und 41). ~&s Peglement bestimme le

diglich, dass die Bau~enaufdie Baulinie zu stej.len seien, aber

nicht, dass sie auch seitlich an die Grenze gestellt werden mussten,

das letztere ergebe sich aber aus dem Be~riff der geschloss~nen

Bauweise, Gesch1oss~n bauen heisse,‘die Häuser ohne Zwisch~riraum

aneinander bauen. De~r Fall, dass die N~chbargrundstLicke be‘reits

aberbaut sind, sei im Grenohner Baüi‘eg1en~ient a.llerdings flieht

speziell erwähn~t, selbstverständlich deshalb nicht, weil ~.ez~Ge—

setzgeber wo11t~, das~ auch in dies~m Falle auf die Grenze gebaut

werde. Der G~ndsatz, dass auf die Grenze gebaut werde, masse eben

ohne jede Einsbhränkung und Aus~a~ime glutig s~1n. Die Her~iziehung

~es solothuz‘ner Baureglementes als ~ewoh~iheitsrecht far C~~nohen

involviere eine Verletzung des Grundsatzes der Gemein~dea~t‘onomie.

Es gehe nicht an, die Lösung, die ein~e1ne Gemeinden beza~lich der

geschlossenen Bauweise. gefund~ri, aUf andere Gemeinden zu ~ibertragen.

Wenn man abrigens einen Vergleich zwischen Solo thurn un~Grenchen

ziehen wol].~, so wäre die Zonöl~ d~e Altstadt, das richtige Vor—

gleichsobjekt und nicht die Z~ne~ 2, ~weiJ. die Zone l~in ~o1othurn

den städtischen Kern bilde, ähnlich wie in Greflohen die Zentral-

strasse der Keriipunkt der zuk(inftigon Stadt werden masse. Masste

Solothurn far die Zone 1 die gesoh1oss~n~ Bauart erst jetzt ein

fahren, so könnte. es die fr~giidhen Packsichten auf die bestehenden

Bauten ebenfafls•n~cht nehmen. Die Behauptung, es werde in Gren

Cherj jetzt schon b:ei gesch1oss~n-ei~ Bauart auf die bestehenden Bau

ten die in Frage stehende R(icksicht genommen, stimme nicht. Vor

1907 sei das besti~m~nt nicht der Fall gewesen, denn d~rna1s habe

~ 385 des Z.G.B. gego1ten~ Seit 1907 treffe ~ ~ zi~ aber nur

so weit und solange, als die offene Bauart bestehe; bei geschlos

sener Bauart meis~ der Grenzabstand nicht eingehalten werden. Es

Ents~h~4igung, sondern Herr F~h habe auf der Nordseite einen

streifen Land kaufen wollen. Er, Gubler, glaube nicht, dass da

mals eine Entschädigung bezahlt worden sei. Diese Ansicht stimme

mit dem ~ 385 des Z.G.B. tiberein, wonach beide berechtigt waren,

an, aber nicht auf die Grenze zu bauen. Auf Grund der Verständi

gung hätten sie gemeinsam eine Scheidemauer auf der Grenze er

stellen können, statt dass jeder eine eigene Mauer auf dem eigenen

Boden err*ic)itet habe.

Die Solothurner Kantonalbank habe sich, bevor die nun ihr

gehörende Liegensohcift gekauft wurde, bei der Gemeindebeht5rde

beztiglich de~ Bauplanes erkundigt. Nach dem Kaufe hätte sie nun

allerdings ein Interesse an der geschlossenen Bauart. Diese Bau

art ermögliche, eine beesere~ 4~usn(itzung der 3tra~senfassade. Auch

die Einsprecherin habe im Grunde genommen ein Interesse, sie 3~O-

gar noch mehr wie die B~ink, da ihre Fasasde relativ sehr kurz sei.

Jeder Grundeigentttmer an der Zentraistrasse habe das Interesse,

im Zentrum der Ortschaft, also im Geschäftsviertel, dass er seine

1‘aeeade voll uiid ganz auentttzen könne. Damit sei aber auch ein

öffentliches Interesse vorhanden und zwar ein nicht geringes. Es

könne der Gemeinde (von nun mehr als l0‘0~0 ~inwohnern) nicht

gleichgaltig sein, ob ausgemacht am Brennpunkt far Handel und

Verkehr, die Bauten beisammen oder weit auseinander liegen, ob die

wio‘htigen Betriebe und Anstalten in ongem Raume beieinander, oder

weitauseinander plaziert seien. Das erstere diene der wir~sc1~ ft

ii~hen Entwioklung der Gemeinde, das letztere warde sie beejn

trächtigen.
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Eduard Ris.

Zu der Behauptung vom wohlerworbonen Rechte auf den geh~5ri-

gen Bauabstand sei ~u sagen, dass das Grundeigentum boschrankt sei1

privatrechtlich durch das Nachbarrecht und ferner durch die öffent

lich-rechtlichen Eigentumsbeschza~kung~n, durch die Vorschriften

des Gomeindewesens. Die Einsprecherin habe keinen privatrechtlichen

Rochtstitel daftir, der Solothurner ~antonalbank zu verbieten, den

Baugrund an der Zentraistrasse baulich voll au~zunCitzen. ~ 262 des

Ein~‘fthrungsgesetzes zum Z.G.B. gelte infolge der Tatsache, dass das

Grenohner Bauregiement die Frage anderweitig regie, nicht. Dem Be

gehren der Einsprecherin standen öffentlich-rechtliche insprache

gegenaber~ die Gemeinde habe zufolge des in gesetzlicher Form auf

gelegten speziellen Bebauungsplanes einen öffentlich-rechtlich~n

Anspruch darauf, .dass inskanftig in der Zentraistrasse geschlos

sen gebaut werde.

Die Schadenersatzpflicht gegenaber Privaten sei in ~ 16

dea Bau€e5etzes abschliessend ger-egelt. Far andere Eingriffe als

die ini Geset~e auf~efabrten, bestehe ~ie nicht. Das solothurnische

Expropriationsgesetz kenne nicht den Grundsatz, dass das Gemein

wesen den Privaten ohne weiteres immer -zu entschädigen habe, wer~n

es in seine Interessen eingreife, sondern umgekehrt den Grundsatz,

dass sich der Private den Eingriff entsoh&digungslos gef&llen las

sen m~isse, wenn und soweit nicht eine Entsch~digungspfljcht durch

das positive R-e-cht ausgesprochen sei.

Die ~ut Entscheidung stehende R~chtsffage, ob die Gemeinde

die gesch1o~s~ene Bauweise einfahr n darfe, und ob sie bei Sinfah

rung die Eirispreoherin zu entschädigen habe, sei eine Frage des

öffentlichen Rechtes. Sie zu entscheidefl,StCinde nach ~ 13 und ~ 1~

des Baugesetzes in der Kompetenz ~es Regierungerates. Die Kompetßflt

beztiglich der Entschädigung ~ag&n1beziehe sich ilerdings nur da

rauf, ob ein Entschädigungefall vorliege. Die F.~stsetzung des

Schadens sei nicht sache de~ Regierungarates, sondern der Schätzungs
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mit allen diesen Fragen nicht zu befassen.

Die Frage zu entscheiden, ob der Nachbar die Sinsprecherin

zu entsohLdigen habe, falle nicht‘in die kompetenz des Regierungs—

rates. Ebenso sei der Regierungsrat nicht kompetent, die Best~ti—

gurig des B~sch1usses der Gemeinde betreffend EinfUhrung der ge

schlossenen Bauart davon abh&ingig zu machen, dass die Solothurner

Kantonalbenk eine Entschädigung leiste.

IV. Der Regieru~gsr~t zieht in Erwb~gung.

1. Das Gesetz betreffend das Bauwesen vom 10. Juni 1906

bestimmt in seinem § 1; “Die Einwohrfergemeinden sind befugt, im

Interesse ihrer baulichen Entwicklung das Bauplanverfahren einzu

fLihren.Dasselbe besteht in der Aufstellung von; 1. Baureglementen

§~ 5—?) ‚ und 2. Bebauungsplänen (~ 8-11). Baureglemnente und

Bebauungspläne unterliegen der Genehmigung des Regierungsrates und

erhalten durch diese allgemein verbindliche ~irkung.Das Bauplanver

fahren kann far das ganze Gemeindegebiet oder nur flir einzelne

besonders umschriebene ~ejle desselben eingeflihrt werden“.

Der Gemeinde Grenohen steht gestatzt auf dieses Gesetz

zweifelsohne die Kompetenz zu,lm Interesse der baulichen Ent

wicklung der Ortschaft ein Baureglement und Bebauungspläne auf

zustellen. Nach dem kantonalen Baugesetz werden die Bebauungs

pläne unterschieden in Allgemeine und Spezielle Bebauungspläne.

Der ~pezie1le Bebauungsplan soll insbesondere enthalten(gemäse ~ 10

des Gc~etzes ftber 4as &uwesen~ die Baulinie unter Angabe der vor

geschriebenen Bauart (offene oder geschlossene). Gem~ss dies~n Be

stimmungen steht es also euch in der Kompetenz der Gemeinde,Allge

meine oder Spezielle Bebauungspläne aufzustellen, die offene oder

geschlossene Bauart zu verfagen.

~vLhrend eine Beschränkung dieser Kompetenzen ~ius dem Bau

gesetze und dem Baureglemente nirgends ersichtlich ist, behauptet

die Rekurrenti~ die geschlossene Bauweise könne nur unter gewissen

einschränkenden Bedingungen von einer Gcmeinde beschlossen werden.

VC~V ~ ._t~ • -- --
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Interesse vorliegen, was hier nicht der Fall sei. Das k~nton~1e

Baugesetz sagt in seinem ~ 1 ausdrcicklich, das Bauplanverfahren

könne im Interesse der baulichen Entwick1un~ eingefahrt werden.

Nun darf man mit Recht betonen, dass es durchaus im Interesse der

baulichen Entwicklung Grenchens stehe, wenn ~n der Zentr~lstr~sso

die geschlossene Bauart eingef(ihrt wird. Dort ist tatsächlich

der Bren~unkt f(ir Handel und Verkehr. Far die Gemeinde ist von

Wichtigkeit, dass die bedeute~st~ Betriebe und Anstalten ~uf mög~.

lichst engem Raume beieinander stehen. Die Ausnfttzung des kostbaren

Baugrundes soll euch vor alle~i Dingen ermöglicht werden. Nicht nur

die Solothurner KantonalbanI~hat ein Interesse ah der geschlossenen

Bauweise, sondern jeder dortige Liegenscheftenbesitzer, weil ~.hm

dadurch ermöglicht wird, seinen Grund und Boden vollinhaltlich aus

zunatzen. Die Gemeinde h~t insbesondere aus städtebaulichen Granden

ein Interesse, die (‘~ytsch~aft auch baulich den modernen verkehre

technischen und. handelspolitischen Einrichtungen anzuprssefl. Der~

Einwand, die geschlossene Bauweise diene im vorliegenden Falle nur

rein privaten Interessen, wird zu Unrecht erhoben. Von einem Miss

brauch der Befugnis zur Aufstellung des angefochtenen speziellen

Bebauungsplanes im allgemeinen Interesse eines Privaten ist keine

Rede. E~ kann kein Zweifel bestehen~ dass der Gemeinde d~s Rccht

zu~eht, die geschlossene Bauweise einzufahren, umsomohr, als es

sieh um teueres .i~errain handelt und die geschlossene Bauart auch

vom verstorbenen Besitzer der Liegensohaft Gr.P Grenchen Nr. 2439

gefordert wurde.

2. Die Rekurrentin gibt vor, dadurch‘, dass ihrem s(idlichefl

Nachbar gestEttet sei, direkt an die Grenze zu bauen, werde ihre

Liegensrlaaft schwer benachteiligt. Sie habe durch ihren R ehtevor

gängor das Recht erworben, ihr Haus im Rahiren der bisher ge1tc~ziden

Bauvorschriften stehen zu lassen wie es ist. Sie habe das Recht zu

verla~ngen, dass ihr Nachbar zu allen Zeiten nicht näher an ihre Grenz

linie heranbauen darfe als dies nach den bisherigen Bestimmungen

~ 1~_.i,

Im Baureglement vom 2. August 1893, auf das sich die Re

kurrentjn beruft, wird daraber mit~inem V~orte etwas orwL~hnt, dass

der dema~ige Eigentamer der Liegenschaft Gr.B.Grenchen Nr. 2441

mit der Sadfront seiner Gebc.ulichkeiten 3-4m von der sädlichen

Nachb~rgrenze habe zurcickbleiben massen. Er war keineswegs ge

zwungen, so zu bauen, wie heute das GebL~ude Nr. 12 d~ steht. Das

Zivilgesetzbuch ±‘är den KFnton Solothurn vom 26. .~‘ebruar 189]. be

stimmt in seinem ~ 385: “Der Eigent[imer eines Grundstäckes k~nn

an der äussersten Grenze desselben Gebäude errichten, jedoch so,

d~s~ weder ein Vorsprung des Gebäudes auf das Eigentum des Nach

b~rn ~iinäberragt, noch vom Dache das Regenwasser auf dasselbe

fallen darf“. Der gleiche Paragraph macht allerdings einen Vorbe

halt zu Gunsten der Bauraglemente der Gemeinden. Nun enthielt aber,

wie schon bemerkt, das damalige Baureglement der Gemeinde Grenchen

keine weitergehende. Bestimmung. Der damaiJ.ie E .enttimer der Liegen—

schait Gr~B. Grenchen Nr. 2441 konnte und. durf~te~ also an die Grenze

bauen; warum er das nicht getan h~t,b1ei1t ungewiss und ist auch

ohne Bedeutung. Es geht nun nicht an, dass die Rekuxrentin heute

wohlerworbene Rechte geltend machenwill, di~ ihr äberhauptaie

zugestanden heben. Der &idliche Nachbar der Rekurrentin besass das

gleiche Recht an die Grenze zu bauen, wie es der Reohtevorgänger

der Rekurrentin fär seine Liegenschaft an der nördlichen Grenze

tatsächlich in Anspruch. genommen hat. Dass der damalige Eigentamer,

Herr Fäh, seinem nördlichen Nachbar eine EntschL~.digung habe zahlen

massen daftir, dass er an die nördliche Grenze bauen durfte, er

scheint als höchst unwahrscheinlich insofern ja ~ 385 Z.G.B. er

laubte, an die Grenze zu bauen. F~115 er ihn trotzdem entschL.digt

h~t, so t~ er das ohne eigentliche Rechtspflicht. Seit Inkrafttre

ten des Schweizerischen Z.G.E. sind allerdings die Verh$.Jtnisse

diesbezagijoh andere geworden. Seither darf der Eigentämer mangels

anderer, abweichender Vereinbarungen oder reglement~riecher Be

stimmungen, Neubauten, einschliesslich vorspringender Teil
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Aoer auch diese Bestimmung gilt nur soweit, als die Baureglemente

keine weitergehenden Vorsch~‘iften aufstellen. In diesem Sinne hat

der Reg~e~ungsrat des Kantons Solothurn bereits im falle H. Kummer

Gaggi gegcn den Beschluss der Gemeindeversammlung Grenohen vom

10. Februar L925 entschieden. ~ 262 des Einführungsgesetzes zum Z.G.B.

gilt info2ge der .Patsache nicht, dass das Grenehner Baureglement

die Frugd anderw~itig regelt, indem für den betreffenden Liegen

sch‘iftenkomplex die geschlossene Bauart eingeführt wurde.

D~s kantonale Baugesetz sieht, wie schon oben ausgeführt wurde,

die Einführung der geschlossenen Bauart vor und damit die Umwandlung

einer bestehenden offenen Bauart in die geschlossene Bauweise. Das

Grcnchner Baureglement vom 23. März 1907, vom Regierungsrate unterm

26. Juli 1907 genehmigt und damit allgemeingültig, nimmt ausdrLick—

lich auf diese Vorschrift des Baugesetzes Bezug und regelt die ge

schlossene Bauart eitigehend (vergleiche Art. 16,37—41).

Im vor1iegende~ Falle ist der Liegensch~ftenkomp1ex, für

den d~e geschlossene Bauweise eingefU.hrt wurde, zum grössern leib

bereits Ltberbaut, Das Grenchner Baureglement sagt nun tats~oh1ich

nich~darüher, ob in diesem Falle auch seitlich an die Grenze ge

baut werden dürfe, Die Einsprecherin bestreitet es und macht gel

tend, mangels einer daherigen Bestimmung im Bauroglement der Ge

~n‘~inde G~enchen, sei das Baureglernent der Stadt Solothurn als GG—

wohnheitsrecht zur Entscheidung dieser Frage heranzuziehen,welches

~sbimrne, dass Nnch~~‘.rgrundst~icken gegenüber ein Abstand von vier

~ ~qiten werden müsse. Dieser Argumentation kann nicht

beigepflichtet werden. Gem‘ss ~ 1, ~ 7,Ziff. 9 und~10,Z~ff. 2 steht

es jeder Gemeinde frei,die geschlossene Bauart nach ihrem Gutfinden

einzuführen d.h~ unbekümmert darum, ob auf den betroffenen Grund

stücken bereits Bauten bestehen oder nicht Das Grenchnar Bauregle—

ment weist keine Gesetzeslcjcke auf, wie die Pokurrentin dies dar

zulegen sucht. Vielmehr ist anzunehmen, dass dem Reglement ab

Sichtlich diese Fassung gegebe wurde, denn die (~emejnde Grenchen

hat alles Interesse ‘aran, dass dort~ wo sie die geschlossene Bau—

art anordnete, diese so rasch wie möglich durchgeführt werde, Räck...

sichten ~uf bereits bestehende Bauten, wie sic~ das Solothurner Bau-
* •r~1ement kennt, wollte Grenchen offensichtlich keine aufnehmen,

‘weil es seine baulichen Verhältnisse nicht in gleicher Weise regeln

kann,wie dies Solothurn für seine Zone 2 tt.t. Die besondern Ver

hältnisse der beiden Gemeinden können nicht willkürlich miteinander

verglichen werden. Der Standpunkt der Rekiarrentjn hätte übrigens

zur Folge, dass die geschlossene Bauart überhaupt nicht oder nur

unter sehr erschwe~x~.enUmstknden oder in einer allzuweit erstreckten

Frist eingeführt werden könnte.

3. Die Rekurrentin fordert für den Fall, dass der Eigenttimor

der Liogenschaft Gr, B.Gre~hen Nr. 244‘) infolge Einführung dei‘

g~echlossenen Bauweise an di6 Grenze bauen dürfe, von der Gemeinde

volle Schadloshaltung. Es sei vorerst festgestellt, dass für den

Fall, dass die Solothurner Kantonalbank an die nbrdl~.che Grenz~

ihres Grundstückes bauen sollte, durch den projektierten Bau nur

das Wohnhaus der Rekurrentin mit vier Fenstern beointr~.chtigt würge;

von dienen vier Fenstern befinden sich je ein Zimmerfenster im

ersten Stock und Dachstock. Die gleichen Zimmer haben auch Fenster

nach Westen. Die beiden andern Fenster sind im Dreppcnhaus, wo van

einer eigentlichen Benachteiligung nicht gesprochen werden kann.

Das Hinterh~us würde mehr wie sechs Meter vom zu erstellenden Neu

bau entfernt sein; hier wäre somit ein genügender Abstand gewahrt.

Der Regierungsrat erachtet sich nicht zuständig, darüber zu

entscheiden, ob die Gemeinde wegen der Einführung der geschlossenen

Bauweise schadenersatzpflichtig werde, denn der Anspruch auf eine

Sntsch~.digung ist zivilrechtlicher Natur. Die Auffassung des Regie—

rungsrates in dieser Hinsicht ist immerhin die folgende: Die Herr

schaft über das Baueigentum ist heute in Weitgehendem I.‘iasse durch

baupolizeiljch5 VorscI~rjften eingeschränkt. Der Eigentümer kann

mit seinem Grundstücke nicht tun was er will, vor allem kann er ~a

mit nicht den öffentlichen Interessen~ist die von

der Gemeinschaft der Volksgenossen aufgestellte i13~htsordnung vor-
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~aand.en, dass das möglichst reibungslose Zusammenleben der Menschen

gefördert werde. Diese 1~echtsordnung ist nicht nur fäh].bs.r f(ir

den Eigent~imer, sondern auch f(ir den Heusgenossen und den Nachba~r~,

Die Baupolizeivorschriften haben flur den Grurideigentamer oft ftUiI~

bare ökonomische Nachteile ~ur Folge. Zwar stehen den Nachteilen

oft euch Vorteile gegenaber. Auch im vorliegenden Falle darf man

das behaupten, denn es wird der 1~ekurrenti~ zufolge der Einftihrting

der geschlossenen Bauweise ermöglicht, ihre Geb~iulichkejten auf

der Sadseite erheblich zu erweitern; ihre GeschLfts1okalit~ten war—

den an derZentralstrasseeine bedeutende Frontverlängerung erfahren.

“Solchen Schaden, der den Betroffenen ~‘Us ihrer Unterwerfung unter

die öffentlich-rechtlichen Rechtssätze erwachsen kann~ haben sie

imallgemeinen an sich zu tragen~. der St~at bezw. je Gemeinde~ vozi

welchen das Gesetz oder die Verordnung aufgestellt wird, t~t im

allgemeinen keineswegs ersetzpflichtig“ (Vergl. D~‘s Baupolizeiroc)it

in der Schweiz von ~llhler und Fehr S~ 26 f). Wo es sich nicht um

die direkte Wegnahme des Grundeigen~umes fLir öffentliche Zwecke

handelt oder um die Inansp.ruchnahme des Grundeigentums durch Legcn

von Dolen und V~asserleitu~iagen und ‘ndern, im öffentlichen IntOr~SeO

liegenden Leitungen, was iln ~ 16 des Baugesetzes r~bsch1iessend ge~

regelt wird, darfte kein Schadenersatz gefbrdert wnrden können.

Die Anerkennung einer solchen Entschädigungspflicht wLirde

dem St~te oder den Gemeinden offenbar uncrtr~gliehe Lasten auf

bLirden und einer Unz‘~hl von SchFjdcnersatz-Prozessefl rufen, was wohl

zur Folge hätte,,dass die baupolizeilichon Vorschriften ~ufg~hoben

oder eingeschr~ikt~warden, zum Schaden der öffentlichen Interessen.

Diese ~ec~i~s~ffassung vertritt das Schweizerischo Bundes—

gericht in versc1~t~ncn Entschcidungn. “Denn wenn auch das ~igcnturflS

recht im allgemeinen d~o Befugnis in sich schliesst, aber eine

S~che zu verfagen, so ist dieses Vcrf~igun~srccht immerhin kein un

beschränktes Zu allen Zeiten und in ~.llen Staaten unterliegt das

selbe vielmehr gewissen, durch die positive Rechtsordnung festge

stellten Besch~ ngon, welche teils auf öffentlichen polizei—

liehen Racksjchten beruhen, teils dem Nach~errechte angehör.~n

und den Inhalt des~modifizieren. Wein Sts~at

anerkennt ein Eigentumsrec~~, wonach der Eigent(jmer einer Sache

befugt w&~.ro,,dieselbe unbeschränkt nach seinem Belieben zu b~—

natzen, sondern es wi3‘d das Eig.~n~um iJ.bera1~. vom objektiven

Rechte normiert und unte~iiegt den vom objektiven ~echte auf

gestellten, mitunter sehr intensiven Beschränkungen“ ~

5.396). Die Ei~nfahrung der geschlossenen Bauweise hat zweifels

ohne im zu beurtei1c~nden ~‘a11e eine Eigentun~sbeschrän~ng oder

Beeinträchtigung zur Polge~ unter Umständen kan der ~~rt der

Liegenschaft Gr.B. Grencl‘ £n Nr. 2441 erheblich vern~inder.t werden.

Allein, wenn dies auch der F&ll sein sollte (was wir Librigen~

verneinen) ‚ ~ genagt eben dies ~Patsache einer so1~hen Wertver—~

minderung zur Begrandu~g eines Sch~denerpatz~spruches nicht,

indem ein wohlerworbenes Recht der Grundeigentumer darnuf,,das~

der Rechtszustand sich ~iich~ ~ndQre, bezw~ auf den durch den bis

~bedingten Wert ihres Grundeigentums ~eIbst

verst~.nd1jch nicht best~ht“ (B.G.E.V.~.397)In einem spätem

Entscheide wird in g1~ichern Sinne ausgefüI~r,~: “Es ist lediglich

eine Frage der Gesetzgebungsp,oljtjk, oh bei ~ehmälerung solcher
‚.

Rechte durch die staatijoha Gesetz~ebung eine Ausgleichung statt—

zufinden habe, und wie, oder ob sich die Betroffenen ohne das~

mit der neuen Lage abzufinden haben. Wenn das Gesetz schweigt, so

ist in der Regel letzteres anzunehmen, und eine Entschadigungs—

Pflicht des Staates tritt nur ein, wo sie ~rkennbar gewollt ist

B.G.~. ~XVI~4LI 5. 509). Im Urteil vom 10. W...rz 1904 in Sachen

~‘röbel~nd Genossen gegen Eegi.erungsrat Zarich (B.G.~.xx~.s.66)

betont dp~ Bundesgericht wiederum; “ Und wo~~ hiebei far derartige

abgesehen nat(irjjch von Fällen, dr eine
vom Eigentamer auf Grund der fraheren Rechtsordnung bereits aus~

geabte Befugnis entzogen wird,, keine Entschädigung gewährt wird,

so verst~sst diesweder gegen die Eigentumsgarantie noch speziell

gegen deii ~ ~ ~ ~_ -- -
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tretungen nur gegen volle Entschädigungen zu1L~ssig sind“.

Diese Hinweise auf die bundesgerichtijohe PEohtspreohung

lassen auf die Verneinung der Entschädigung seitens der Gemeinde

Grenchen zweifellos schliessen. Die Frage, ob der Nachbar, die

Solothurner Kantonalbank,die Einaprecherjn zu entschädigen habe,

wenn sie auf Grund des von der Gemeinde beschlossenen und vom

Pegierungarate genehmigten Bebauungsplanes, der far den fraglichen

Liegenschaftenkomplex die geschlossene Bauweise vorsieht, an die

Grenze baut, ist nach den Erwägungen aber die Schadenersatzpflioht

der Gemeinde ebenfalls zu verneinen. Es wird unter diesen Umstän

den kaum angehen, einen Grundeigentamer schadenersatzpflichtig

machen zu wollen, der in Beobachtung der baugesetzlichen un4

reglenienterjechen Bestimmungen und gemLss dem Bebauungsplane seine

Liegenschaft U.berbaut. Im (ibrigen ist auch i~ dieser Frage der

Regierungsr~t nicht die zuständige Instanz, einen Entscheid zu

fällen.

Die Rekurrentin behauptet in Ziff, 5 a der Rekurschrift,

der GelneLndebschluss vom 6. Februar 1931 sei nicht formri~htig

zustande gekommen, weil zur Gemeindeversanimlung nicht echt Tage

vorher geladen wurde, und weil die Anträge und Vorsoh].~ge nicht

aufgelegen haben. Aus den vom “beramt Solothurn-Lebern bei€e...

brachten Akten ergibt sich, dass zur Gemeindeversamrn].ung vom 6,?e~

bruar 1931 im “Leber~erger-Anzeiger“ vom 22. Januar 1931 geböten

Worden ist (Vergl. Nr. 4 des “Lebergerger-Anzeiger“ vom 22. Januar

1931). Es wurde also mindestens 14 Tage vorher (nicht nur acht)

zu der Gemeindeversammliing geladen und deshalb dem Gemeindegeset~

in di,~~r Hinsicht vollauf nachgelebt. In der Auskandigung der

Gemeindeveisammlung wurde unter Trakt~ndum 3 die !tGenehmigung des

speziellen Baulinienplanes an der Zentr~lstrasse (Postplatz bis ~ain

strasse)“ erwähnt. Unter dieses Traktandum f~11t die Behandlung

der Einsprach~ der FrLulein Bosina Hausberger. Praxisg~m.äss ist mit

dieser Auskandigung dem § 4 des Gemeindegesetzes Genage getan.
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Es wurde ferner festgestellt, dass die notwendigen P1~n-

vorlagen zum vorerwähnten~vom 2~. ‘~ktober

bis 20. November 1930 zu jederman~~ ~E±.nsioiat ~5ffent1ich auflagen.

Die Publikation aber diese ~ffent1ic~iae P1ana~tf1~e, dat. vom 18.

Oktober 1930, erfolgte ordnungsgemäss in den Tageeblättern von

Grenchen.

Ausserdem haben die Akten (Planvorlage und Antrag des

Gemeinderates an die Gerneindeversammlung) in orts(jbljeher Vileise

vor der Gemeind~versammlung zur Einsicht und Kenitnisn~i~e auf-

gelegen und zwar im Bureau der Bauverwaltung Grenchen. Somit ist

auch dem weitern Erfordernis des s~ 4 des Gemeindegesetzes nachge

kommen worden.

In Anbetracht dieses $achverhaltes liegt kein Grund vor,

den angefochtenen Gemeindebeschluss aus formellen GrLtnden zu

ka sei e ren.

beschlossen:
1. Der Rekurs des Herrn Dr. Reinert namens der Fräulein Ro~jna

Hausberger in Grenehen, gegen den Beschluss der Einwohnerge_

meinde Grenchen vom 6. Februar 1931, wonach der spezielle Bau

linienplan an der Zentraletrasse genehmigt wurde, wird abge

wiesen.

2. Dem unterm 18. Oktober 1930 ~5ffent1ich aufgelegten und von der

Gemeindeversammlung vom 6. Februar 1931 genehmigten speziellen

Bebauungs~piane, durch welchen an der Zentraistrasge in Grenchen

die geschløssene Bauweise eingefahrt werden sollte, wird die

~Genehmigung erteilt.

Gestatzt hierauf wird

Bau_.Oep~rtement (4) ‚ mit Akten.
Xantonsj~g~flj6~~.
Kreisbauadj~flkt —1.
~Grenchen,
Bauverwaltung Grenchen,

Solo~thurn.Hrerln‘D.r.‘ Pa.ifl P~~ ~-‚

Der Stellvertreter
de~ Staatgschrejbers•


